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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Die Staatsschutzkrise, aber auch die Diskussionen um die Annäherung an die
Europäische Gemeinschaft verliehen dem Prozess der Totalrevision neuen Aufwind.
Zuerst reichten die grüne, darauf die sozialdemokratische Fraktion und zuletzt die
Freisinnige Nabholz (ZH) Motionen  bezüglich einer materiellen Totalrevision der
Bundesverfassung ein. Die Motionen der GP und der SP (90.440) verlangen eine
Revision in demokratischer, ökologischer, föderalistischer und sozialer Hinsicht und
fordern Massnahmen, welche die Entwicklungen in Europa und die daraus
abzuleitenden Konsequenzen für die Schweiz mitberücksichtigen; eine derartige
Totalrevision würde nach Ansicht beider Parteien einen wesentlichen Schritt zur
Überwindung der gegenwärtigen Staatskrise bedeuten. In der Motion Nabholz (90.503)
geht es weniger um sachpolitische Ziele als um eine Verbesserung der
Innovationsfähigkeit des politischen Systems, wozu insbesondere eine Parlaments- und
Regierungsreform im Sinne der Vorschläge der Motion Rhinow (fdp, BL) (Mo. 90.435)
gehören würde. Die Motion Nabholz sowie jene der SP-Fraktion sehen einen
Verfassungsrat zur Ausarbeitung des Revisionsentwurfs vor; hierzu müsste in die
bestehende Verfassung zuerst ein entsprechender Artikel eingefügt werden. 1

MOTION
DATUM: 23.03.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach der Ablehnung des EWR-Vertrages und den sich daraus ergebenden
Schwierigkeiten in bezug auf die politische Integration der Schweiz in ihr europäisches
Umfeld wurde der Ruf nach einer inneren Reform in der Gestalt einer Totalrevision der
Bundesverfassung wieder stärker. Die kleine Kammer überwies eine entsprechende
Motion von Josi Meier (cvp, LU), welche vom Bundesrat verlangt, eine Vorlage
auszuarbeiten, über welche das Parlament im Jubiläumsjahr abstimmen kann. In ihrer
Begründung machte sie klar, dass durch die politischen und wirtschaftlichen Umbrüche
in Europa und der Welt eine Revision nicht nur formeller, sondern auch materieller Art
notwendig sei. Die Schwierigkeit einer auch inhaltliche Ziele verfolgenden Revision
besteht laut den Staatsrechtlern Rhinow (fdp, BL) und Zimmerli (svp, BE) darin, den
politischen Willen zu dieser Totalrevision auszumachen sowie einen Konsens aller
politisch Verantwortlichen zu den Leitlinien der Revision zustandezubringen; Konflikte
um gewisse materielle Änderungen seien bereits vorprogrammiert. Neben dem
Haupttext sollten dem Parlament deshalb auch Varianten unterbreitet werden, in
welchen lediglich Reformen der politischen Institutionen vorgeschlagen werden. 2

MOTION
DATUM: 16.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Am 5. Dezember stellten die Büros beider Räte die vorbereitenden
Verfassungskommissionen zusammen. Sie werden von Ständerat Rhinow (fdp, BL) und
Nationalrat Deiss (cvp, FR) präsidiert. Eine Woche später nahmen die Kommissionen
ihre Arbeit auf. Die Beratungen sollen bis Ende 1997 abgeschlossen sein, damit die
Ratsplena die Vorlage im Jubiläumsjahr 1998 abschliessend behandeln können. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.1996
DIRK STROHMANN

Im Ständerat war Eintreten auf die nachgeführte Verfassung unbestritten. Der
Kommissionssprecher Rhinow (fdp, BL) machte in seinem Eröffnungsvotum darauf
aufmerksam, dass es darum gehe, zum ersten Mal seit 150 Jahren die Verfassung
vollständig neu zu redigieren. Bei der Totalrevision von 1874 seien zwar wichtige
materielle Neuerungen eingeführt, der Aufbau des Textes und dessen Formulierung
aber aus der Fassung von 1848 weitgehend unverändert übernommen worden. In
seinem Votum zur Eintretensdebatte rief Bundesrat Koller noch einmal den
Parlamentsbeschluss von 1987 in Erinnerung, sich auf eine Nachführung der Verfassung
zu beschränken. Es gehe nicht darum, «den Staat neu zu erfinden», seine Fundamente
(liberaler Rechtsstaat, direkte Demokratie, Föderalismus und soziale Marktwirtschaft)
seien nach wie vor tragfähig. Allerdings gelte es, die Verfassung, welche seit 1874 nicht
weniger als 140 mal teilrevidiert worden sei, wieder in eine klare Struktur und eine
lesbare Sprache zu bringen. Die Anpassung an den heutigen Sprachgebrauch erwies
sich allerdings für die französisch- resp. italienischsprachige Version als nicht
unproblematisch. Während der deutsche Text bewusst geschlechtsneutral gehalten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER
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war, sah man in den vorberatenden Kommissionen für die beiden anderen Sprachen
davon ab, da dies nach Aussage des Redaktionskommissionsmitglieds Cavadini (lp, NE)
mit den Gesetzen dieser Sprachen nicht vereinbar wäre oder zumindest zu als unschön
empfundenen Wendungen und Wortkonstruktionen führen würde. Die Kommissionen
schlugen vor, in diesen Sprachen mit einer Fussnote am Anfang darauf zu verweisen,
dass bei den männlichen Formulierungen die Frauen immer mitgemeint sind. Auf Druck
namentlich von französischsprachigen Parlamentarierinnen nahm die
französischsprachige Redaktionskommission dann im Laufe der Plenumsberatungen
entsprechende Änderungen vor und schuf mit Doppel- resp. Funktionsbezeichnungen
(z.B. présidence anstelle von le président), aber ohne Rückgriff auf Wortschöpfungen,
einen Text, der zur Zufriedenheit der Kritikerinnen ausfiel. 4

Après la solution trouvée par les deux chambres pour mettre en œuvre l'initiative dite
"contre l'immigration de masse" acceptée par la population en 2014, les débats autour
du respect de la constitution ont été vifs dans la sphère politique. Selon certains, la
mise en œuvre de cette initiative ne respecterait pas l'âme du texte soumis au peuple
et inscrit dans la constitution, poussant les élus UDC à brandir des panneaux avec
l'inscription "Verfassungsbruch" ("violation de la constitution") lors de la session
parlementaire entérinant cette nouvelle loi. Cela peut s'expliquer par la marge de
manœuvre dont dispose le parlement en Suisse pour implémenter les textes provenant
d'initiatives populaires. Dans ce cas, l'initiative dite "d'immigration de masse" rentre en
collusion avec les accords bilatéraux – dont fait partie la libre circulation – signés avec
l'Union européenne et acceptés par la population suisse (accords bilatéraux I en 2000
et référendum sur les accords Schengen/Dublin en 2005). Ceci a poussé une majorité
des parlementaires à ménager les relations avec ce partenaire de première importance
qu'est l'Union européenne et de soutenir un projet plus mesuré que ce que proposait
initialement le texte déposé par l'UDC. 
Lors de l'implémentation des initiatives populaires, un strict respect de la constitution
n'est pas demandé et difficile à respecter, comme dans ce cas-ci du fait d'articles
constitutionnels se contredisant. De plus, la Suisse ne possède pas, à l'image de
l'Allemagne, de juridiction constitutionnelle au niveau fédéral et les décisions du
Tribunal fédéral quant au respect de la constitution ne sont pas contraignantes.
Certains, comme le juriste et ancien membre du Conseil des Etats René Rhinow et le
professeur de droit Georg Müller, proposent donc que ce genre de contradictions
soient clarifiées une fois pour toute devant le peuple et les cantons. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.10.2016
KAREL ZIEHLI
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